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Herr Giegold, verstehen Sie die
Sorge von Teilen der deutschen
Kreditwirtschaft, dass die künf-
tige europäische Bankenaufsicht
alle Institute über einen Kamm
scheren wird?

Die Befürchtung, man könnte durch
eine Europäisierung Banken dazu
drängen, einander möglichst ähn-
lich zu werden, ist berechtigt. Ge-
rade deshalb ist es ja so wichtig, dass
das Europaparlament auf Initiative
der Grünen im Mandat für die Ban-
kenaufsicht eine Verpflichtung zum
Schutz kleiner Institute formuliert.
Europas Aufsicht muss differenzie-
ren. Ich werde alles dafür tun, dass
sich dies auch im letztlich beschlosse-
nen Test finden wird.

An welchen Kriterien soll sich die
Differenzierung orientieren?

Es geht sowohl um Größe als auch
um Risikoprofil. Der Auftrag lautet:
Behandelt Verschiedenes auch ver-
schieden! Das hat die EBA in der Ver-
gangenheit ja nicht immer gemacht.
So wurde versucht, kleinen Institu-
ten bei den Berichtspflichten ähnli-
che Vorgaben zu machen wie Groß-
banken.

Was spricht dagegen?
Das hätte in Deutschland dazu ge-
führt, dass beispielsweise auch Spar-
kassen eine parallele Buchführung
nach IFRS hätten durchführen müs-
sen. Das ist natürlich absurd. Inter-
ventionen, auch des Europäischen
Parlaments, haben das verhindert.

Verstehen Sie angesichts solcher
Beispiele, dass viele Banken eine
EU-Aufsicht für sich ablehnen?

Es gibt zwei Möglichkeiten, wie man
sich zur Europäisierung von Regulie-
rung positionieren kann. Man kann
sagen: Wir möchten das alles nicht
und wollen außen vor bleiben. Un-
sere EU-Partner werden jedoch nicht
akzeptieren, dass zwei Drittel des
Bankenmarkts im größten Mitglieds-
land ausgenommen werden. Man
kann aber auch sagen: Wir in
Deutschland haben sehr gute Erfah-
rungen gemacht mit unserem drei-
gliedrigen Bankensystem. Also sor-
gen wir dafür, dass diese Struktur in
der europäischen Rechtsetzung be-
rücksichtigt wird.

Ist das denn überhaupt auf euro-
päischer Ebene möglich, etwa
eine Unterscheidung von Kon-
zern und Verbund?

Na sicher ist das möglich. Wir stehen
bei der EU-Kapitalrichtlinie CRD IV
vor einer Kompromisslösung, wo ge-
nau diese Strukturen berücksichtigt
werden – auch weil sich das EU-Par-
lament fraktionsübergreifend für
diese Differenzierung eingesetzt hat.
Zwar hat der EBA-Chef Andrea Enria
einen Brief geschrieben, in dem er

versucht hat, die Parlamentsposition
wieder zurückzudrehen. Aber das
wird ihm nicht gelingen. Die Frage,
ob Sparkassen und Genossenschafts-
banken als dezentrale Akteure ihr
Modell fortentwickeln können, wird
nicht von Herrn Enria entschieden,
sondern demokratisch.

Wäre es nicht einfacher, wenn
sich die künftige EU-Aufsicht auf
die großen Banken beschränken
würde?

Nein. Die Erfahrungen zeigen, dass

auch viele kleinere Banken Finanz-
krisen ausgelöst haben. Folglich
kann es nicht sein, dass sie per se
ausgenommen werden. Man kann si-
cherlich dafür sorgen, dass die tägli-
che Aufsichtspraxis dezentral ist.
Aber man muss der EZB zugestehen,
dann zu intervenieren, falls etwas
nicht richtig läuft, wie wir es etwa in
Spanien erlebt haben.

Einige Banken befürchten, dass
es komplizierter wird, sich auf
dem Rechtsweg gegen Aufsichts-
entscheidungen zu wehren – und
dass es ohnehin generell unüber-
sichtlicher wird.

Wir haben immer ein Problem,
wenn eine europäische Behörde na-
tionales Recht anwenden und durch-
setzen muss. Hier erweist es sich als
Schwierigkeit, dass wir so viel über
EU-Richtlinien regeln, die noch na-
tional umgesetzt werden müssen.
Auch wenn das in Deutschland viele
anders sehen: Ein Binnenmarkt mit
27 Umsetzungen und 27 unter-
schiedlichen Verwaltungsverfahren
wird letztlich stets zu Problemen füh-
ren.

Die Europäisierung schafft also
Probleme?

Es ist noch viel problematischer,
dass wir auch aufgrund der Konkur-
renz der nationalen Aufsichtsbehör-
den um die möglichst attraktivsten
Standortkonditionen in eine riesige
Finanzkrise hineingelaufen sind.

Aktuell erleben wir eine ganz an-
dere Konkurrenz zwischen natio-
nalen Aufsichtsbehörden – und ei-
nen Streit über die Frage, welche
Auflagen die deutsche Aufsicht ei-
ner deutschen Tochter einer italie-
nischen Bankengruppe machen
darf.

Das betrifft ja nicht nur die italieni-
sche Unicredit. Sie ist nur die ein-
zige Bank, die laut darüber spricht.
Wir haben auch andere Banken, die
Probleme dieser Art haben, die sich
allerdings nicht genauso laut be-
schweren.

Und wie lassen sich diese Pro-
bleme lösen?

Europäische Kapitalverkehrsfreiheit
und gleichzeitig nationale Liquidi-
tätsstandards, das passt nicht zusam-
men. Ich hoffe, dass diese Probleme
durch die Europäisierung der Auf-
sicht verschwinden werden. Und
zwar dann, wenn wir außerdem zu
einem europäischen Restrukturie-
rungs- und Haftungsregime kom-
men. Wir brauchen einen europäi-

schen Banken-Restrukturierungs-
fonds, und es muss klar sein, dass
Großbanken und vor allem ihre Gläu-
biger für ihre Restrukturierung
selbst bezahlen. Denn wenn es die
Befürchtung gar nicht mehr gibt,
dass Deutschland in eine Sonderhaf-
tung gerät, muss die deutsche Auf-
sicht auch nicht mehr den Kapitalver-
kehr beschränken.

Noch ein letzter Vorbehalt gegen
die EU-Bankenaufsicht: Kann un-
ter dem Dach der EZB die Tren-
nung zwischen Geldpolitik und
Aufsicht gelingen?

Klar, in Deutschland gibt es übergrei-
fend große Skepsis, beides im glei-
chen Haus zu haben. Aber: Wenn
wir auf europäischer Ebene aus gu-
ten Gründen sagen, dass wir für eine
europäische Finanzaufsicht die
starke Glaubwürdigkeit der EZB
brauchen, dann ist Europa – wie so
oft – Kompromiss. Und das bedeu-
tet: Die Aufsicht landet unter dem
Dach der EZB. Für die wichtigsten ju-
ristischen Probleme haben wir inzwi-
schen Lösungen gefunden.

Was ist für das EU-Parlament in
den jetzt startenden Schlussver-
handlungen wichtig?

Für mich ist entscheidend, dass wir
gegenüber der EZB als EU-Parla-
ment und nationale Parlamente ef-
fektive Kontrollrechte bekommen.
Die Messe ist noch nicht gesungen.
Der Rat hat das noch nicht zugestan-
den. Das Parlament fordert, den Vor-
sitzenden der Aufsichtsbehörde zu
benennen, und die Möglichkeit von
Untersuchungsausschüssen. Ich hal-
te sie für entscheidend. Denn erst
wenn man Zugang zu Akten be-
kommt, findet man heraus, warum
Aufsicht versagt hat. Durch Fragen
im Ausschuss klärt man wenig auf.

Unterm Strich?
. . . singe ich zwar keine Lobeshym-
nen auf die Grundstruktur – sie ist
eben stark vorgegeben von europäi-
schen Kompromissen. Aber alles in
allem ist die Europäisierung der Auf-
sicht gerade auch in deutschem Inte-
resse. Wir zahlen derzeit mit großen
Haftungsbeständen für die Fehlent-
wicklungen der Aufsicht. Wenn wir
eine strengere, europäische Aufsicht
bekommen, dann bedeutet das eine
Entlastung von Haftungsrisiken in
großem Umfang. Deshalb haben wir
guten Grund, zu einigen Kompromis-
sen ja zu sagen.

Das Interview führte
Detlef Fechtner.

 Von Antje Kullrich, Düsseldorf
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Die Normalität ist nur scheinbar zu-
rückgekehrt. Einen Monat nach dem
erfundenen Schraubenzieher-An-
griff ist Ulrich Rüther mit dem Segen
des Aufsichtsrats an seinen Arbeits-
platz als Vorstandschef der Provin-
zial Nordwest zurückgekehrt. Es
gelte, die anstehenden Überlegun-
gen zur Weiterentwicklung des öf-
fentlich-rechtlichen Versicherungs-
sektors mit einem anerkannten Fach-
mann voranzutreiben, gab das Kon-
trollgremium in einer Mitteilung die
Marschrichtung vor. Doch der
krampfhafte Blick nach vorn lässt
die vielen Fragen, die sich um den
Vormittag des 5. Dezembers drehen,
nicht verhallen.

Zur Erinnerung: Am frühen Nach-
mittag am Tag vor Nikolaus bestä-
tigt die Provinzial Nordwest eine
Schraubenzieher-Attacke eines ver-
mummten Unbekannten in der Tief-
garage am Konzernsitz auf den Vor-
standschef des zweitgrößten öffentli-
chen Versicherers. Rüther sei mit
leichten Verletzungen ins Kranken-
haus gekommen. Eine Betriebsver-
sammlung über das kurz zuvor be-
kannt gewordene Kaufangebot der
Allianz findet ohne ihn statt.

Noch fünf Tage später bekräftigt
Rüther in einem Zeitungsinterview
seine Version. Doch dann fällt die Ge-
schichte in sich zusammen. Die Er-
mittlungen von Staatsanwaltschaft
und Polizei ergeben eindeutig, dass
Rüther den Angriff vorgetäuscht und
sich die geringfügigen Verletzungen
selbst zugefügt habe. Der Versiche-
rungsmanager bestätigt das. Seinem
Arbeitsplatz bleibt Rüther mehrere

Wochen lang fern. Dann bestätigt
der Aufsichtsrat überraschend den
Vorstandsvorsitzenden im Amt.

Doch Rüther ist und bleibt schwer
beschädigt. Das ist alles andere als
ein gutes Vorzeichen für die anste-
henden Fusionsverhandlungen mit
der Provinzial Rheinland. Die Mittei-
lung des Aufsichtsrats zur Personalie
Rüther klingt nüchtern, fast hölzern,
und liest sich nicht wie eine uneinge-
schränkte Rückendeckung. Das volle

oder auch nur einfache Vertrauen
wird dem Spitzenmanager nicht aus-
gesprochen. Die Vokabel taucht in
der kurzen Erklärung mit drei Sät-
zen gar nicht erst auf. Doch genau
darum geht es.

Das Geschehen in der Tiefgarage
bleibt mysteriös. Die Staatsanwalt-
schaft Münster schließt aus, dass
eine weitere Person beteiligt war –
und entzieht damit auch den Gerüch-
ten, Rüther wolle jemanden aus sei-
nem engen Umfeld schützen, den Bo-
den. Doch die Selbstverletzung und
die anschließende Täuschung aller
sind – selbst wenn der Druck auf den
Manager unmenschlich groß war –
für die meisten noch weniger nach-
vollziehbar. Ulrich Rüther, der sym-

pathische, aufstrebende, zielbe-
wusste Versicherungsmanager, der
sich als Macher mit viel Empathie
für seine Belegschaft präsentierte,
ist vielen fremd geworden.

Auch wenn die Arbeitnehmer mit
ihrer Angst vor den kommenden Fu-
sionsverhandlungen die Reihen fest
hinter Rüther schließen, bleibt die
Unzufriedenheit in Münster. Ohne
eine persönliche Erklärung Rüthers
ist das Vertrauen dahin, seine Glaub-
würdigkeit mindestens angekratzt
und die Verlässlichkeit in Frage ge-
stellt. Der ausschließlich auf die Zu-
kunft gerichtete Scheuklappenblick,
den der Aufsichtsrat der Öffentlich-
keit verordnen will, funktioniert
nicht. Denn durch die Köpfe von Rüt-
hers Gesprächs- und Verhandlungs-
partnern werden die vielen Fragezei-
chen geistern, die sich um die irritie-
rende und erschreckende Geschichte
aus dem Dezember drehen. Es ist an-
zuzweifeln, ob der Aufsichtsrat auch
angesichts der menschlichen Tragik,
die sich hinter dem Ganzen vermu-
ten lässt, sich und Ulrich Rüther ei-
nen Gefallen getan hat.

Geldbuße wahrscheinlich

Die Staatsanwaltschaft teilte am
Dienstag auf Anfrage mit, dass ihre
Ermittlungen gegen Rüther wegen
Vortäuschens einer Straftat abge-
schlossen seien und sie das Verfah-
ren gegen eine Geldbuße beenden
wolle. Die Akten liegen derzeit beim
Amtsgericht, das ebenso wie Rüther
dem Antrag zustimmen muss.

Normalität sieht anders aus. In
Wirklichkeit ist derzeit nichts mehr,
wie es im beschaulichen Münster zu-
vor war.
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fed Brüssel – Die Kapitalerhöhung
der Europäischen Investitionsbank
ist nun auch formell beschlossene Sa-
che. Die EIB berichtete gestern, dass
alle 27 Anteilseigner, nämlich die
27 EU-Staaten, die Erhöhung um
10 Mrd. Euro genehmigt haben. Das
Geld wird vollständig eingezahlt
und versetzt die Hausbank der EU in
die Lage, ihr Ausleihvolumen in den
nächsten drei Jahren jährlich um je
20 Mrd. Euro aufzustocken. In die-
sem Jahr will die EIB somit Kredite
in der Größenordnung von 70 Mrd.
Euro zeichnen. Damit sollen „um-
fangreiche Investitionen des priva-
ten Sektors für Projekte mobilisiert
werden“, unterstreicht EIB-Präsi-
dent Werner Hoyer und nennt als
Prioritäten Innovation, Mittelstand,
Energie und Netze. Der Betrag, den
jedes EU-Land einzahlen muss, ent-
spricht seiner aktuellen Kapital-
quote bei der EIB.
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ge Berlin – Das Institut der deut-
schen Wirtschaft Köln (IW) sucht die
vielfach kolportierten südeuropäi-
schen Immobilienhaie ohne Erfolg.
Während Griechen, Spanier oder Ita-
liener angeblich den Berliner Woh-
nungsmarkt leer kaufen sollen, um
ihr Geld vor einem möglichen Aus-
tritt aus der Eurozone zu schützen,
registriert das IW lediglich minimale
Investments aus den Peripherielän-
dern auf dem hiesigen Immobilien-
markt. 2011 seien aus Hellas 2 Mill.
Euro, aus Spanien 7 Mill. und aus Ita-
lien 34 Mill. Euro in deutsche Immo-
bilien geflossen, heißt es im jüngs-
ten Bericht. Insgesamt hätten Aus-
länder Immobilien für 685 Mill. ge-
kauft, aber gleichzeitig für 816 Mill.
Euro verkauft. Sogar die knapp 700
Mill. an ausländischen Immobilien-
käufen entsprächen weniger als 1 %
aller Immobilientransaktionen hier-
zulande. Gut ein Drittel der Käufer
stammten aus Luxemburg, der Hei-
mat vieler Fonds. Insgesamt bezif-
fert das IW den Wert ausländischen
Immobilieneigentums hierzulande
Ende 2011 auf fast 24 Mrd. Euro –
knapp ein Sechstel dessen, was Deut-
schen im Ausland an Immobilien ge-
hört (147 Mrd. Euro).

Kapitalerhöhung
der EIB abgesegnet

IM INTERVIEW: SVEN GIEGOLD

„Die Aufsicht muss differenzieren“
Der Parlaments-Berichterstatter über Knackpunkte der Schlussverhandlungen mit Rat und EU-Kommission

fed – Sven Giegold hat in der Poli-
tik keine Berührungsängste.
Wenn der 43-jährige grüne Euro-
paabgeordnete davon überzeugt
ist, dass Christdemokraten oder
Sozialisten vernünftige Ideen ha-
ben, unterstützt er sie. Freilich
kann der streitlustige Volkswirt
auch hart gegenhalten, wenn er
anderer Überzeugung ist. Im EU-
Parlament ist Giegold als An-
sprechpartner gesucht, wenn es
um Finanzthemen geht. Aktuell
ist er der Berichterstatter bei ei-
ner der beiden EU-Verordnungen
zur Neuordnung der Bankenauf-
sicht.  (Börsen-Zeitung, 9.1.2013)
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dpa-afx Duisburg – Das Land Nord-
rhein-Westfalen will sich von Ver-
lust bringenden Spielkasinos im Port-
folio der NRW.Bank trennen. Nach-
dem die WAZ-Zeitungen dies berich-
tet hatten, bestätigte ein Sprecher
der Bank, dass man sich auf die vier
in NRW angesiedelten Spielbanken
konzentrieren wolle. Es gebe Gesprä-
che über die Zukunft der Kasinos in
Bremen, Berlin und Erfurt.

NRW hat über die landeseigene
Förderbank mit Spielkasinos in ande-
ren Bundesländern Millionenver-
luste verbuchen müssen. Das geht
aus dem Geschäftsbericht 2011 der
NRW.Bank hervor. Danach haben
die Kasinos in Bremen und Berlin im
Jahr 2010 zusammen 3,7 Mill. Euro
Verlust eingefahren.

Die derzeit sieben Kasinos in Lan-
desbesitz sind in der Duisburger
Westspiel gebündelt. Die Westspiel-
Gruppe betreibt neben den Kasinos
in Bremen, Berlin und Erfurt die vier
NRW-Kasinos in Aachen, Oeynhau-
sen, Hohensyburg und Duisburg. So-
gar ein fünftes Kasino ist in NRW
mit Billigung des Landtags geplant,
obwohl das Online-Glückspiel den
bereits etablierten Häusern kräftig
zusetzt.

Das Millionen-Minus löste Kritik
der Landtagsopposition aus. „Es ist
schon vom Grundsatz her ordnungs-
politisch fragwürdig, dass Nord-
rhein-Westfalen Spielbanken in an-
deren Bundesländern betreibt“,
sagte FDP-Fraktionsvize Ralf Witzel
den WAZ-Zeitungen. Die Spielban-
kenabgabe kommt dem jeweiligen
Bundesland zugute.
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Fragezeichen in Münster

 Börsen-Zeitung, 9.1.2013
Reuters London – Ein Ausschuss des
britischen Parlaments will sich diese
Woche frühere und gegenwärtige
Top-Manager der vom Libor-Skan-
dal erschütterten Schweizer Groß-
bank UBS vornehmen. Unter ande-
rem sollen am Mittwoch und am
Donnerstag der Chef des UBS-Invest-
ment-Banking, Andrea Orcel, und
der frühere Konzernchef Marcel Roh-
ner befragt werden. Neben den UBS-
Managern sind laut der am Dienstag
veröffentlichten Tagesordnung auch
Vertreter der britischen Finanz-
marktaufsicht FSA und Verbandsver-
treter geladen. Die Parliamentary
Commission on Banking Standards
(PCBS) wurde erst kürzlich ins Le-
ben gerufen, um Standards und Kul-
tur in der Finanzindustrie zu unter-
suchen. Die Schweizer Banker, zu de-
nen auch die früheren Investment-
Banking-Chefs Huw Jenkins und Jer-
ker Johansson gehören, sollen zum
Referenzzinssatz Libor aussagen.

UBS war im Dezember in den USA
und in Großbritannien zu einer Geld-
buße von insgesamt rund 1,5 Mrd.
Dollar verurteilt worden, weil Händ-
ler und Mitarbeiter der Bank jahre-
lang an Manipulationen des für un-
zählige Finanzinstrumente wichti-
gen Zinses beteiligt waren. Die
Strafe für UBS fiel mehr als dreimal
so hoch aus wie die für Barclays
Bank, die im Juni ebenfalls zugege-
ben hatte, in Libor-Manipulationen
verwickelt gewesen zu sein.

ZUR PERSON

Grüner Ökonom

IW weist Mythos um
Hellas-Haie zurück

Sven Giegold

IN DIESER AUSGABE
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scd/Reuters New York – Der milliar-
denschwere Vergleich der Bank of
America (BoA) mit dem staatlichen
Hypothekenfinanzierer Fannie Mae
soll der Anfang vom Ende der Immo-
bilienkreditsorgen sein. Wie Reuters
am Dienstag von zwei mit der Ange-
legenheit vertrauten Personen er-
fuhr, will die US-Großbank die Ver-
waltung von Hypothekenkrediten
anderer Anbieter (Servicing) im Vo-
lumen von mindestens weiteren
100 Mrd. Dollar abgeben. Im Zuge
der Einigung mit Fannie Mae hatte
die zweitgrößte US-Bank erst am
Montag die Rechte an der Verwal-
tung von Hypotheken über 306 Mrd.
Dollar Restschuld abgegeben. Käu-
fer waren Nationstar Mortgage Hol-
dings und Walter Investment Ma-
nagement. Neue Transaktionen
könnten bereits in den kommenden
Wochen bekannt gegeben werden,
berichtet Reuters nun.

Der sogenannte Hypotheken-Ser-
vice besteht meist darin, die Raten-
zahlungen von Hypothekenkunden
für andere Banken einzutreiben. Da-
für bekommt der Hypothekenverwal-
ter eine Gebühr. Allerdings versu-
chen die meisten großen Kreditinsti-
tute, sich aus dem Geschäft zurück-
zuziehen, da der einst sehr lukrative
Markt angesichts umstrittener
Zwangsräumungen nun stärker re-
glementiert ist und geringere Mar-
gen bietet. Zudem haben viele Ban-
ken derzeit wegen unrechtmäßiger
Räumungen Klagen und Millionen-
strafen am Hals.

Analysten begrüßen die Fortschrit-
te der BoA beim Rückzug aus dem
Geschäft mit notleidenden Hypothe-
ken. „Das wird der Bank erlauben,
ihre Aufmerksamkeit von ertraglo-
sen Aktivitäten zu nehmen und sich
auf wachsende Geschäftsfelder zu fo-
kussieren“, glaubt Scotia-Capital-
Analyst Kevin Choquette. Dafür will
sich die Bank offenbar möglichst
schnell die Mittel sichern. Laut
Bloomberg plant sie die Ausgabe
neuer Benchmark-Anleihen mit Lauf-
zeiten von drei, fünf und zehn Jah-
ren. Zuletzt hatte die Bank im Okto-
ber Anleihen mit drei Jahren Laufzeit
zu einem Spread von 120 Basispunk-
ten für 1,8 Mrd. Dollar platziert.
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